






Weitere Schutzgebiete nach den §§ 23 - 25 und 28 - 29 BNatSchG sowie §§ 32 BNatSchG (Natura 
2000) sind nicht betroffen. 

 

Teilfläche Gewerbegebiet 

Die gesamte Fläche liegt im Naturpark Steigerwald (§ 27 BNatSchG, Art. 15 BayNatSchG). 

Weitere Schutzgebiete nach den §§ 23 - 26 und 28 - 29 BNatSchG sowie §§ 32 BNatSchG (Natura 
2000) sind nicht betroffen. 

 

Biotopschutz und sonstige naturschutzfachliche Gegebenheiten 

Teilfläche Wohngebiet 

Teilflächen im Umfang von 2600 m² wurden im Rahmen der amtlichen Biotopkartierung im Jahre 
2012 als Biotop erfasst. Die Flächen unterliegen gemäß der Kartierung dem gesetzlichen Bio-
topschutz nach § 30 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. Art 23. Abs. 1 BayNatSchG. 

Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung gesetzlich 
geschützter Biotope führen können, sind verboten (§ 30 Abs. 2 S. 1 BNatSchG). 

Auf Antrag kann eine Ausnahme durch die untere Naturschutzbehörde zugelassen werden, wenn 
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus Gründen des über-
wiegenden öffentlichen Interesses notwendig ist (Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG). Gesetzlicher Bio-
topschutz unterliegt nicht der kommunalen Abwägung. 

Am Südrand der Teilfläche liegen Hecken vor. Hecken in der freien Landschaft sind gem. Art. 16 
Abs. 1 BayNatSchG geschützt, es ist verboten diese zu roden, abzuschneiden oder auf sonstige 
Art und Weise erheblich zu beeinträchtigen. Ausnahmen richten sich ebenso nach Art. 23 Abs. 3 
BayNatSchG (Art. 16 Abs. 2 BayNatSchG). 

 

Teilfläche Gewerbegebiet 

Es liegen keine gesetzlich geschützten Biotope oder Hecken im Erweiterungsbereich vor. Die He-
cken rund um das bestehende Betriebsgelände, das erweitert werden soll, unterliegen jedoch dem 
Schutz des Art. 16 BayNatSchG. 

 

Aussagen übergeordneter Planungen 

Teilfläche Wohngebiet 

Das Vorhaben liegt in einem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet. Landschaftliche Vorbehaltsgebiete 
stellen auf Regionsebene im Wesentlichen die nach dem Naturschutzrecht schützenswerten Ge-
biete dar, bzw. die Gebiete, die wertvolle Landschaftsbestandteile enthalten.  
 
Landschaftliche Vorbehaltsgebiete haben einschränkenden Charakter, da in ihnen den Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht zukommt. Vor allem bei der 
Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen kommt dies zum Tragen. 
 
S. d. R v Ufr. v 11.08.09: Landschaftliche Vorbehaltsgebiete sind Gebiete der Region, in denen 
den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege ein besonderes Gewicht zukommt (LEP Ziel 
B I 2.1.1 Abs. 1). Die wertvollen Landschaftsbestandteile der Region (u. a. LSGs und Natura 2000 
Gebiete) sollen in ihren vielfältigen Funktionen für Arten-, Natur-und Landschaftsschutz gesichert 
werden (RP2 Ziel BI2).  
 

Aussagen von Fachkonzepten 

Teilfläche Wohngebiet 

Die Fläche wird im ABSP als regional bedeutsame Struktur „Südhang mit magerem Waldsaum“ 
beschrieben. 



Beurteilungsgrundlagen 

UMS 62-U8623-2004/10-10 vom 05.07.2006 zum Thema Bauleitplanung in Landschaftsschutzge-
bieten 

 

Fachliche Bewertung 

Eingriffsregelung 

Durch den Flächennutzungsplan werden keine Eingriffe im Sinne des Naturschutzrechts bewirkt, 
jedoch ist die Eingriffsregelung im Rahmen der anschließenden Aufstellung des Bebauungsplanes 
bzw. der Einbeziehungs-/Klarstellungssatzung abzuarbeiten. 

 

Artenschutz 

Auf den Flächen kann in unterschiedlichen Umfang mit artenschutzrechtlichen Betroffenheiten ge-
rechnet werden. 

Teilfläche Wohngebiet 

Es wird eine Wiese, ein Waldsaum und Wald überplant. Es kann eine Vielzahl von Betroffenheiten 
bestehen. So können neben den im Landkreis Kitzingen allgegenwärtigen Zauneidechsen, die 
auch aus der Umgebung der Fläche bekannt sind, Kleinsäuger (Haselmaus, Fledermäuse) und 
Vogelarten betroffen sein.  

Dies ist, wie in den Unterlagen angekündigt, im Rahmen von Geländeerhebungen zu prüfen und in 
Unterlagen zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung darzulegen. 

 

Teilfläche Gewerbegebiet 

Es wird eine bisher intensivlandwirtschaftlich als Acker genutzte Fläche überplant. Entgegen der 
Ausführungen im Umweltbericht kann auf diesen Flächen eine Betroffenheit von Vögeln der Feld-
flur nicht per se ausgeschlossen werden. Auf Grund der Ausdehnung der Fläche in Zusammen-
hang mit ihrer Lage sind Geländeerhebungen zur Betroffenheit dieser Arten notwendig und deren 
Ergebnisse sind entsprechend ebenso in Unterlagen zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 
darzulegen. 

 

Schutzgebiete  

Teilfläche Wohngebiet 

Das Landschaftsschutzgebiet (LSG) im Naturpark Steigerwald überlagert den größten Teil der ge-
planten Fläche, wie es auch in den Unterlagen bereits erläutert wird. Die sich daraus ableitenden 
Konsequenzen werden in den Unterlagen allerdings nicht korrekt dargestellt.  

Nach § 6 Abs. 2 BauGB ist ein Flächennutzungsplan nur genehmigungsfähig, wenn er weder bau-
planungsrechtlichen noch sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht. Eine sonstige Rechtsvor-
schrift im Sinn des § 6 Abs. 2 BauGB ist auch eine Verordnung über die Festsetzung eines Land-
schaftsschutzgebietes. Ein Widerspruch zu einer Landschaftsschutzverordnung liegt vor, wenn die 
Darstellungen oder Festsetzungen eines Bauleitplans den Regelungen der Landschaftsschutzver-
ordnung zuwiderlaufen. 

Gemäß § 6 der VO über den Naturpark Steigerwald sind in der Schutzzone alle Handlungen ver-
boten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem in § 4 Nr. 3 genannten Schutzzweck 
zuwiderlaufen, insbesondere alle die geeignet sind, die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, das 
Landschaftsbild, den Naturgenuss oder den Zugang zur freien Natur zu beeinträchtigen. 

Dies trifft auf die Veränderung der Nutzung von Grundflächen zu, wie sie im vorliegenden Fall 
durch den Flächennutzungsplan vorbereitet wird. 

Eine Überplanung des Landschaftsschutzgebietes mit dem Flächennutzungsplan und der daraus 
entwickelten Einbeziehungs-/Klarstellungssatzung ist somit nicht möglich. 



Um eine Unwirksamkeit der Bauleitplanung zu vermeiden ist es daher, sollte an der Planung in 
ihrer aktuellen Form festgehalten werden, zielführend die sich überschneidenden Flächen von LSG 
und geplantem Sondergebiet aus dem LSG zu nehmen. Für die Änderung der Verordnung ist nach 
Art. 51 Abs. 1 Nr.3 i.V.m. Art. 51 Abs. 2 S. 3 BayNatSchG der Landkreis Kitzingen zuständig.  

Die Aussage im letzten Satz des untersten Absatzes der Nr. 3.1 der Begründung (S. 13) ist nicht 
zutreffend, da sie den Anschein erweckt, als würde einerseits die Grenze des Naturparks verän-
dert und andererseits, dass die Zuständigkeit dafür bei der Gemeinde läge. Es handelt sich um die 
Grenzen des Landschaftsschutzgebiets und die Zuständigkeit liegt beim Landkreis Kitzingen, die 
Änderung bedarf des Antrags.  

Die abschließende Entscheidung über eine mögliche Herausnahme liegt einzig in der Zuständig-
keit des Landkreises Kitzingen. 

 

Teilfläche Gewerbegebiet 

Es sind keine Schutzgebiete betroffen. 

 

Biotopschutz 

Teilfläche Wohngebiet 

Im Rahmen der amtlichen Biotopkartierung im Jahr 20212 wurden Flächen im Umfang von rund 
2600 m², die im geplanten Geltungsbereich liegen, als gesetzlich geschützte Biotope erfasst, auch 
ist der Bereich im ABSP als regional bedeutsam aufgeführt. 

Eine Zerstörung oder erhebliche Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope ist nur nach 
Ausnahme durch die untere Naturschutzbehörde zulässig (Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG). Diese 
bedarf in der Regel eines Ausgleichs, also der Herstellung einer vom Vegetationsbestand her glei-
chen und mindestens gleichgroßen Fläche an anderer Stelle sowie die fachgerechte Pfle-
ge/Nutzung der Fläche. 

Um die Betroffenheit gesichert abklären zu können, ist eine Geländeaufnahme zu einer geeigneten 
Jahreszeit durch eine vegetationskundlich bewanderte Person notwendig, die Einstufung erfolgt 
gemäß dem § 30 /Art. 23 Bestimmungsschlüssels des BayLfU, dies ist Aufgabe der planenden 
Kommune und muss im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes (oder hier der Klarstellung-
/Einbeziehungssatzung) erfolgen. 

 

Auf Grund der Betroffenheit gesetzlich geschützter Biotope und des Landschaftsschutzgebietes 
kann die Einstufung als mittlere Beeinträchtigung auf das Schutzgut Landschaft und biologische 
Vielfalt aus naturschutzfachlicher Sicht nicht nachvollzogen werden. Der besonderen Wertigkeit 
der Fläche sollte durch eine entsprechende Einstufung mit einer hohen Beeinträchtigung Rech-
nung getragen werden. 

Die Betroffenheit dieser Biotope macht die Fläche aus naturschutzfachlicher Sicht für eine Wohn-
nutzung eher ungeeignet. 

 

Am Südrand der Fläche, angrenzend an die Straße, stehen Hecken. Diese unterliegen dem Schutz 
des Art. 16 BayNatSchG, sollten Maßnahmen, die über eine Pflege im Winter hinausgehen, not-
wendig sein, z.B. Rodung, ist auch hierfür eine Ausnahme nach Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG durch 
die untere Naturschutzbehörde notwendig. 

 

Teilfläche Gewerbegebiet 

Auf der Fläche selbst sind weder gesetzlich geschützte Biotope noch Hecken vorhanden. 

Vorsorglich erfolgt an dieser Stelle der Hinweis, dass die Hecken rund um das bestehende Be-
triebsgelände dem Schutz des Art. 16 BayNatSchG unterliegen. Auch hier gilt also, dass eine Aus-
nahme bei der uNB beantragt werden muss, sollten an den Hecken um das bestehende Betriebs-
gelände Maßnahmen, die über eine Pflege im Winter hinausgehen, z.B. Rodung, notwendig sein. 
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1. Bedarfsnachweis / Flächensparen  

Der Markt Geiselwind ist als Grundzentrum für eine über den organischen Bedarf hinausge-

hende Wohnsiedlungstätigkeit sowie auch gewerbliche Siedlungstätigkeit geeignet (vgl. Ziel B 

II 1.5 und 1.6 RP 2).  

 

Grund und Boden sind jedoch ein nicht vermehrbares Gut und haben eine wichtige Funktion 

für den Naturhaushalt. Gemäß den Grundsätzen und Zielen in 3.1 und 3.2 LEP, B II 1.1, 3.2 

RP°2 und Art. 6 Abs. 2 Nr. 2 BayLplG soll die Siedlungsentwicklung flächensparend erfolgen, 

die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung sind auszuschöpfen und vorrangig zu nut-

zen.  

 

Um diesen Festlegungen gerecht zu werden, bedarf es bei der Planung neuer Siedlungsflä-

chen einer Prüfung, ob dafür hinreichender Bedarf besteht, der in Abwägung mit anderen Be-

langen die Flächeninanspruchnahme rechtfertigt (vgl. 1.2.1 und 3.1 LEP). Zudem sollen vor 

der Inanspruchnahme neuer Flächen im Außenbereich zunächst gemeindeweit sämtliche Po-

tentiale der Innenentwicklung genutzt werden.  

 

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Auslegungshilfe zu „Anforderungen an die 

Prüfung des Bedarfs neuer Siedlungsflächen für Wohnen und Gewerbe im Rahmen der lan-

desplanerischen Überprüfung“, die auch den Kommunen und Landratsämtern mit Schreiben 

des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie vom 

07.01.2020 zur Verfügung gestellt wurde. Anhand dieser Auslegungshilfe erfolgt die Prüfung 

der höheren Landesplanungsbehörde, ob Bauleitplanungen den Anforderungen gerecht wer-

den. 

 

Der Flächenbedarf ist demnach konkret und nachvollziehbar darzulegen. Es sind dazu insbe-

sondere Angaben zur Struktur der Gemeinde, des Landkreises und der Region, zu bestehen-

den Flächenpotentialen und zum prognostizierten Bedarf erforderlich; eine Abschätzung der 

Folgekosten der Bauleitplanung wird empfohlen. Auch sollte dargelegt werden, welche Bemü-

hungen zur Behebung von Leerständen und Aktivierung von Baulücken seitens der Kommu-

nen unternommen werden. Bei der Planung ist außerdem von der jeweiligen örtlichen Situa-

tion angemessenen, flächensparenden Siedlungsstrukturen auszugehen.  
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Bewertung 

Die Begründung setzt sich nachvollziehbar mit dem Bedarf auseinander. Im Hinblick auf die 

geplante Wohnbaufläche, mit der zwei Bauplätze geschaffen werden sollen, kann im Ergebnis 

von einem organischen Siedlungswachstum ausgegangen und der Bedarf akzeptiert werden. 

Die gewerbliche Baufläche wird mit dem konkreten Erweiterungsbedarf des bestehenden Lo-

gistikbetriebes begründet, der Bedarf ist somit ebenfalls gegeben. 

 

Grundsätzlichen Einwendungen im Hinblick auf den Bedarf werden daher nicht erhoben. 

 

2. Vermeidung von Zersiedelung 

Gem. Grundsatz 3.3 Abs. 1 LEP sollen eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungeglie-

derte, insbesondere bandartige Siedlungsstruktur vermieden werden, u. a. wegen der nach-

teiligen Einflüsse auf Natur und Landschaft, aber auch aufgrund ökonomischer Nachteile (z.B. 

Leitungslängen der technischen Infrastruktur) (vgl. Begründung zu Grundsatz 3.3 Abs. 1 

LEP). 

 

Die gewerbliche Baufläche reicht fingerförmig aus dem Siedlungszusammenhang in die Land-

schaft hinein und widerspricht damit den genannten Grundsätzen. Andererseits steht die Er-

weiterung der gewerblichen Baufläche in direktem Zusammenhang mit dem vorhandenen Ge-

werbebetrieb und stellt zudem eine Verbindung in Richtung einer im Flächennutzungsplan 

dargestellten Sonderbaufläche (Zweckbestimmung Lagerplatz) sowie der Bundesautobahn 

A3 dar. Aufgrund dieser vorhandenen Vorbelastungen kann die gewerbliche Baufläche trotz 

der entgegenstehenden Grundsätze aus raumordnerischer Sicht akzeptiert werden. 

 

Die Wohnbaufläche erstreckt sich allerdings ebenfalls bandartig in die Landschaft. Eine für 

eine kompakte Siedlungsentwicklung wesentlich geeignetere Flächenreserve im Flächennut-

zungsplan im Süden von Gräfenneuses bzw. Flächen direkt südöstlich an den Ortskern an-

grenzend werden dagegen nicht genutzt. Die Planung der Wohnbaufläche widerspricht den 

genannten Grundsätzen und wird daher aus raumordnerischer Sicht kritisch gesehen. 

 

3. Naturschutzfachliche Belange 

Der größte Teil der geplanten Wohnbaufläche liegt außerdem in landschaftlichem Vorbehalts-

gebiet, das zugleich als Landschaftsschutzgebiet Steigerwald festgesetzt ist (Ziel B I 2.1 RP2 

i. V. m. Karte 3 „Landschaft und Erholung“). Landschaftliche Vorbehaltsgebiete sind Gebiete 

mit besonderer Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege (Ziel 7.1.2 LEP i.V.m. Ziel 
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B I 2.1 RP2). Die schutzwürdigen Landschaftsbestandteile, darunter insbesondere Land-

schaftsschutzgebiete, sollen in ihrem Bestand gesichert werden und in ihrer Funktion als bio-

logisch und strukturell bereichernde Elemente der Landschaft, als Kompensatoren der Belas-

tungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild und als Lebensräume seltener bzw. selten ge-

wordener Pflanzen- und Tiergesellschaften gestärkt werden (Ziel B I 2 und 2.3.1 RP2).  

 

Ein großer Teil der geplanten Fläche wird von einer Magerrasenböschung mit Altgras- und 

Schlehenböschung in Angrenzung an den südexponierten, natürlichen Kiefern-Mischwaldrand 

eingenommen, die als Biotop kartiert (Magerrasen unterliegen dem Schutz gem. Art. 30 

BNatSchG i.V.m. Art. 26 BayNatSchG) und in der Artenschutzkartierung erfasst ist. Ökolo-

gisch bedeutsame Naturräume wie insbesondere ökologisch wertvolle Grünlandbereiche so-

wie Lebensräume für wildlebende Arten sollen erhalten bzw. gesichert und entwickelt werden 

(Grundsätze 7.1.5 und 7.1.6 Abs.1 LEP). Zudem ist ein zusammenhängendes Netz von Bioto-

pen zu sichern (Ziel 7.1.6 Abs. 2 LEP).  

 

Die bauliche Inanspruchnahme des ökologisch wertvollen Grünlandbereiches im Bereich des 

Landschaftsschutzgebietes Steigerwald widerspricht den vorgenannten Sicherungs- und Ent-

wicklungsgrundsätzen und läuft dem Ziel zum Aufbau eines Biotopverbunds zuwider. Die Pla-

nung der Wohnbaufläche wird daher aus raumordnerischer Sicht sehr kritisch gesehen. Dies-

bezüglich kommt der Stellungnahme der zuständigen Naturschutzbehörde besondere Bedeu-

tung zu. 

 

4 Zusammenfassung 

Im Ergebnis entspricht die vorliegende Planung nur dann den Erfordernissen der Raumord-

nung, wenn und soweit 

- nachvollziehbar dargelegt wird, dass es für die Wohnbaufläche keine geeignete alternative 

Fläche im kompakten Siedlungszusammenhang gibt und 

- die zuständige Naturschutzbehörde keine Einwände gegen die Planung erhebt. 

 

Diese Stellungnahme ergeht ausschließlich aus der Sicht der Raumordnung. Eine Prüfung und 

Würdigung sonstiger öffentlicher Belange ist damit nicht verbunden. 

 

Bitte lassen Sie uns nach Abschluss die rechtskräftige Fassung des Bauleitplanes mit Begrün-

dung auf digitalem Wege (Art. 30 BayLplG) an folgende E-Mail-Adresse zukommen: post-

stelle@reg-ufr.bayern.de. 

 

mailto:poststelle@reg-ufr.bayern.de
mailto:poststelle@reg-ufr.bayern.de
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Beide Flächen sind angebunden, stellen aber fingerförmige Entwicklungen in die freie Landschaft 
dar; dies widerspricht den Grundsätzen zur Verhinderung einer Zersiedlung und bandartigen Sied-
lungsentwicklung. 
 
G-Fläche: konkrete Erweiterungsabsicht eines vorhandenen Betriebes; Erweiterungsfläche stellt 
eine Verbindung zum SO Lagerfläche und zur A3 dar. Aufgrund dieser Vorbelastungen kann die 
Planung in Anlehnung an die Einschätzung von SG 34 akzeptiert werden.  
 
W-Fläche: für die Schaffung der W-Fläche gäbe es noch eine geeignete Flächenreserve im FP 
bzw. in Angrenzung an den Ortskern. Eine zwingende Notwendigkeit für diese Planung gibt es 
(abgesehen von den Eigentümerinteressen) nicht. Hinzu kommt die Lage im Landschaftsschutz-
gebiet. Diese W-Fläche wird daher kritisch gesehen. 
 
Lt. Umweltbericht weisen die Wiesenpflanzen im südlicheren Bereich der W-Fläche keinen hohen 
ökologischen Wert auf. Gehölze entlang der Grundstücksgrenze sowie bestehende Waldrand-
strukturen im Norden sollten weitmöglichst erhalten werden. 
 
Stellungnahme vor Auslauf mit Brigitte Ziegra-Schwärzer abgestimmt  Ergänzung zum Land-
schaftsschutzgebiet / ökologischen Wertigkeit 
 
SG 34: 
„Bedarf: 
GE: Dieser ist durch die Erweiterungspläne mit Bauvoranfrage des bestehenden Logistikbetriebes 
offenbar gegeben. 
 
W: Durch zwei konkrete Projekte gegeben, zudem sind zwei Baugrundstücke als organisches 
Siedlungswachstum zu sehen. 
 
Städtebau: 
GE: Die Ausweisung stellt eine fingerförmige Erweiterung in die Landschaft dar. Allerdings steht 
die Fläche in unmittelbarem Zusammenhang mit dem bestehenden GE-Betrieb und ist auf den 
angrenzenden Grundstücken nicht umsetzbar – Anderer Eigentümer im Westen, ebenso ungüns-
tige Erweiterung im Osten. Zudem stellt die Fläche eine Entwicklung in Richtung SO „Lagerplatz“, 
FNP „Flächen für Versorgungsanlagen Zweckbestimmung: 
Elektrizität“ sowie der BAB 3 dar, so dass das Landschaftsbild hier ohnehin bereits „belastet“ ist. 
Somit können die Bedenken aus städtebaulicher Sicht zurückgestellt werden. 
 
W: Die Ausweisung stellt eine fingerförmige Erweiterung in die Landschaft dar. Eine Realisierung 
südlich des WA direkt an den Ortskern MD angrenzend wäre i.S. einer kompakten Siedlungsent-
wicklung deutlich zielführender. Somit bestehen in diesem Punkt aus städtebaulicher Sicht Beden-
ken gegen die Planung.“
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Grund und Boden sind jedoch ein nicht vermehrbares Gut und haben eine wichtige Funktion für 

den Naturhaushalt. Gemäß den Grundsätzen und Zielen in 3.1 und 3.2 LEP, B II 1.1, 3.2 RP°2 und 

Art. 6 Abs. 2 Nr. 2 BayLplG soll die Siedlungsentwicklung flächensparend erfolgen, die vorhande-

nen Potenziale der Innenentwicklung sind auszuschöpfen und vorrangig zu nutzen.  

 

Um diesen Festlegungen gerecht zu werden, bedarf es bei der Planung neuer Siedlungsflächen 

einer Prüfung, ob dafür hinreichender Bedarf besteht, der in Abwägung mit anderen Belangen die 

Flächeninanspruchnahme rechtfertigt (vgl. 1.2.1 und 3.1 LEP). Zudem sollen vor der Inanspruch-

nahme neuer Flächen im Außenbereich zunächst gemeindeweit sämtliche Potentiale der Innen-

entwicklung genutzt werden.  

 

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Auslegungshilfe zu „Anforderungen an die Prü-

fung des Bedarfs neuer Siedlungsflächen für Wohnen und Gewerbe im Rahmen der landesplane-

rischen Überprüfung“, die auch den Kommunen und Landratsämtern mit Schreiben des Bayeri-

schen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie vom 07.01.2020 zur Ver-

fügung gestellt wurde. Anhand dieser Auslegungshilfe erfolgt die Prüfung der höheren Landespla-

nungsbehörde, ob Bauleitplanungen den Anforderungen gerecht werden. 

 

Der Flächenbedarf ist demnach konkret und nachvollziehbar darzulegen. Es sind dazu insbeson-

dere Angaben zur Struktur der Gemeinde, des Landkreises und der Region, zu bestehenden Flä-

chenpotentialen und zum prognostizierten Bedarf erforderlich; eine Abschätzung der Folgekosten 

der Bauleitplanung wird empfohlen. Auch sollte dargelegt werden, welche Bemühungen zur Be-

hebung von Leerständen und Aktivierung von Baulücken seitens der Kommunen unternommen 

werden. Bei der Planung ist außerdem von der jeweiligen örtlichen Situation angemessenen, flä-

chensparenden Siedlungsstrukturen auszugehen.  

 

Bewertung 

Die Begründung setzt sich nachvollziehbar mit dem Bedarf auseinander. Im Hinblick auf die ge-

plante Wohnbaufläche, mit der zwei Bauplätze geschaffen werden sollen, kann im Ergebnis von 

einem organischen Siedlungswachstum ausgegangen und der Bedarf akzeptiert werden. Die ge-

werbliche Baufläche wird mit dem konkreten Erweiterungsbedarf des bestehenden Logistikbetrie-

bes begründet, der Bedarf ist somit ebenfalls gegeben. 

 

Grundsätzlichen Einwendungen im Hinblick auf den Bedarf werden daher nicht erhoben. 

 

 

 

 



3 
 

 

2. Vermeidung von Zersiedelung 

Gem. Grundsatz 3.3 Abs. 1 LEP sollen eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, 

insbesondere bandartige Siedlungsstruktur vermieden werden, u. a. wegen der nachteiligen Ein-

flüsse auf Natur und Landschaft, aber auch aufgrund ökonomischer Nachteile (z.B. Leitungslän-

gen der technischen Infrastruktur) (vgl. Begründung zu Grundsatz 3.3 Abs. 1 LEP). 

 

Die gewerbliche Baufläche reicht fingerförmig aus dem Siedlungszusammenhang in die Land-

schaft hinein und widerspricht damit den genannten Grundsätzen. Andererseits steht die Erweite-

rung der gewerblichen Baufläche in direktem Zusammenhang mit dem vorhandenen Gewerbebe-

trieb und stellt zudem eine Verbindung in Richtung einer im Flächennutzungsplan dargestellten 

Sonderbaufläche (Zweckbestimmung Lagerplatz) sowie der Bundesautobahn A3 dar. Aufgrund 

dieser vorhandenen Vorbelastungen kann die gewerbliche Baufläche trotz der entgegenstehen-

den Grundsätze aus raumordnerischer Sicht akzeptiert werden. 

 

Die Wohnbaufläche erstreckt sich allerdings ebenfalls bandartig in die Landschaft. Eine für eine 

kompakte Siedlungsentwicklung wesentlich geeignetere Flächenreserve im Flächennutzungsplan 

im Süden von Gräfenneuses bzw. Flächen direkt südöstlich an den Ortskern angrenzend werden 

dagegen nicht genutzt. Die Planung der Wohnbaufläche widerspricht den genannten Grundsätzen 

und wird daher aus raumordnerischer Sicht kritisch gesehen. 

 

3. Naturschutzfachliche Belange 

Der größte Teil der geplanten Wohnbaufläche liegt außerdem in landschaftlichem Vorbehaltsge-

biet, das zugleich als Landschaftsschutzgebiet Steigerwald festgesetzt ist (Ziel B I 2.1 RP2 i. V. m. 

Karte 3 „Landschaft und Erholung“). Landschaftliche Vorbehaltsgebiete sind Gebiete mit beson-

derer Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege (Ziel 7.1.2 LEP i.V.m. Ziel B I 2.1 RP2). 

Die schutzwürdigen Landschaftsbestandteile, darunter insbesondere Landschaftsschutzgebiete, 

sollen in ihrem Bestand gesichert werden und in ihrer Funktion als biologisch und strukturell be-

reichernde Elemente der Landschaft, als Kompensatoren der Belastungen von Naturhaushalt und 

Landschaftsbild und als Lebensräume seltener bzw. selten gewordener Pflanzen- und Tiergesell-

schaften gestärkt werden (Ziel B I 2 und 2.3.1 RP2).  

 

Ein großer Teil der geplanten Fläche wird von einer Magerrasenböschung mit Altgras- und Schle-

henböschung in Angrenzung an den südexponierten, natürlichen Kiefern-Mischwaldrand einge-

nommen, die als Biotop kartiert (Magerrasen unterliegen dem Schutz gem. Art. 30 BNatSchG 

i.V.m. Art. 26 BayNatSchG) und in der Artenschutzkartierung erfasst ist. Ökologisch bedeutsame 

Naturräume wie insbesondere ökologisch wertvolle Grünlandbereiche sowie Lebensräume für 

wildlebende Arten sollen erhalten bzw. gesichert und entwickelt werden (Grundsätze 7.1.5 und 
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achten: Vermeiden von nachteiligen Veränderungen der Gewässereigenschaften, sparsame 

Verwendung des Wassers sowie die Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts. 

Von den Planungen ist kein Trinkwasserschutzgebiet betroffen. 

Die Versorgung der Plangebiete mit Trinkwasser in ausreichender Menge und Druck sicher-

zustellen. 

 

2) Abwasserbeseitigung, Gewässerschutz 

Das anfallende Schmutzwasser des allgemeinen Wohngebietes und der Erweiterung des 

Gewerbegebiets soll jeweils über den Anschluss an die bestehende Kanalisation und Kläran-

lage gesammelt und gereinigt werden. 

 

Bei der Erschließung ist darauf zu achten, dass Fremdwasser (z. B. Quell-, Drän- und 

Schichtwasser sowie Niederschlagswasser, auch aus Außeneinzugsgebieten) nicht der Ka-

nalisation und somit den Kläranlagen zufließt.  

 

Bei der abwassertechnischen Erschließung ist zu prüfen, inwieweit das weiterführende Netz 

mit seinen Sonderbauwerken (z. B.  Regenüberläufe, Regenüberlaufbecken) für zusätzlichen 

Schmutzwasseranfall bzw. Abwasseranfall ausreichend leistungsfähig ist. Insbesondere ist 

zu prüfen, ob der Planbereich in der aktuellen Kanalisationsplanung nach Flächenumgriff, 

Versiegelungsgrad und Abwasseranfall entsprechend berücksichtigt ist.  

 
In der Begründung zum Flächennutzungsplan wird darauf hingewiesen, dass das Nieder-

schlagswasser aus Dach- und sonstigen Flächen versickert und wiederverwendet werden 

soll (5.2 Abwasserbeseitigung). Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird die dezentrale Versi-

ckerung im Hinblick auf das Schutzgut Grundwasser begrüßt. Der Versiegelungsgrad sollte 

grundsätzlich auf das notwendige Maß minimiert werden.  

 
Im Zuge der weiteren Planung ist zu prüfen, ob die Anforderungen der Niederschlagswasser-

freistellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten 

von gesammeltem Niederschlagswasser in Grundwasser (TRENGW) oder zum schadlosen 

Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) er-

füllt werden. Empfehlenswert wäre auch der Rückhalt von Niederschlagswasser durch Dach- 

und Fassadenbegrünung sowie die Sammlung und Nutzung zur Bewässerung von Grünan-

lagen. 

 

Falls keine Erlaubnisfreiheit besteht, sind vor der Erschließung für die berührten wasser-

rechtlichen Tatbestände die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmigungen mit den ent-

sprechenden Nachweisen gemäß dem aktuellen Regelwerk zu beantragen. 
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Im Hinblick auf eine erlaubnispflichtige Regenwasserbehandlung der Plangebiete weisen wir 

darauf hin, dass ab Dezember 2020 das Merkblatt DWA-M 153 (Handlungsempfehlungen 

zum Umgang mit Regenwasser) nur noch für die Versickerung von Niederschlagswasser 

und aktuell für die hydraulische Betrachtung bei Einleitung in Oberflächengewässer gilt. Das 

Arbeitsblatt DWA-A 102 Teil 1 und 2 (Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von 

Regenwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflächengewässer) beinhaltet die qualitative 

(stoffliche) Betrachtung von Regenwassereinleitungen in oberirdische Gewässer.  

 

3) Vorsorgender Bodenschutz: 

Das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) regelt in §1, dass bei Einwirkungen auf den 

Boden die Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen so weit wie möglich 

zu vermeiden sind. Wichtige, gesetzlich geschützte Bodenfunktionen sind u. a.: Lebens-

raum, Ausgleichskörper im Wasserkreislauf, Rückhalte- und Filtervermögen für Schadstoffe, 

Säurepuffer sowie natürliche Ertragsfähigkeit. 

 

Vorsorgender Bodenschutz fängt bei der Planung an. Folgende Ziele des vorsorgen-

den Bodenschutzes sollten dabei berücksichtigt werden:  

 Inanspruchnahme von Böden auf ein unerlässliches Maß beschränken. 

 Inanspruchnahme auf Flächen mit vergleichsweise geringer Bedeutung für die 

Bodenfunktion lenken. 

 Beeinträchtigungen von Bodenfunktion vermeiden. 

 Stoffliche und nichtstoffliche Bodenbelastungen vermeiden durch Bodenma-

nagement und bodenkundliche Baubegleitung. 

  

Nach der amtlichen Bodenschätzung handelt es sich beim Planbereich um Ackerland. Es 

werden somit alle gesetzlich geschützten Bodenfunktionen erfüllt. Vor der Zerstörung dieser 

Bodenfunktionen durch Bebauung (Verdichtung) und Versiegelung ist deshalb vorab zu prü-

fen, inwieweit auf eine Inanspruchnahme dieses Bodens verzichtet und die Planung an an-

derer, im Hinblick auf die Bodenfunktion weniger wertvoller Stelle oder auf andere Weise 

(Innenverdichtung, Nutzung von Leerständen) realisiert werden kann.  

 

4) Altlasten, schädliche Bodenveränderungen: 

Im Planbereich sind uns weder Altlasten noch schädliche Bodenveränderungen bekannt. 

Sollten Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen angetroffen werden, sind sie nach 

Bodenschutzrecht hinsichtlich des Wirkungspfades Boden – Gewässer in Abstimmung mit 

Landratsamt Kitzingen und Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg durch einen zugelassenen 

Sachverständigen nach § 18 BBodSchG zu untersuchen, zu bewerten und ggfs. zu sanieren.  

 












































